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Neonazis und Gegendemonstranten planen Veranstaltungen in Dresden 

Rund um den 13. Februar gibt es 14 Anmeldungen 
Dresden (dapd-lsc). Ein Jahr nach den gewalttätigen Ausschreitungen am Rande von 
Protesten gegen Rechtsextreme in Dresden wird es im Februar erneut zahlreiche 
Kundgebungen in der Landeshauptstadt geben. Bislang wurden bei der Stadtverwaltung 
14 Versammlungen angemeldet - darunter auch mehrere rechte Aufzüge. Das geht aus 
einem Antwortschreiben des Innenministeriums auf eine Anfrage des Grünen-
Abgeordneten Johannes Lichdi sowie Angaben der Stadt auf dapd-Anfrage hervor.
Zu den Anmeldungen gehören drei Aufzüge der rechtsextremen Jungen Landsmannschaft 
Ostdeutschland (JLO). Sie sind mit jeweils etwa 2.000 Teilnehmern für den 11., 13. und 18. 
Februar vorgemerkt. Zudem hat eine Privatperson eine Veranstaltung mit bis zu 1.000 
Teilnehmern für den 13. Februar angemeldet. Nach Angaben der Stadt gehört diese 
Versammlung auch zum rechten Lager.
Als Anlass für die Aufmärsche dienen den Rechten die alliierten Luftangriffe am 13. 
Februar 1945, bei denen Dresden stark zerstört wurde. Seit Jahren versuchen 
Rechtsextreme, die Trauer um die Toten für ihre politischen Zwecke zu missbrauchen.
Die Gegendemonstrationen konzentrieren sich in diesem Jahr insbesondere auf den 18. 
Februar, da für diesen Samstag der größte Aufmarsch der Rechtsextremisten erwartet 
wird. So ist die von einer parteiübergreifenden Arbeitsgemeinschaft angekündigte 
Großdemonstration in Hör- und Sichtweite der Rechten mittlerweile angemeldet. Offiziell 
gehen die Veranstalter von 10.000 Teilnehmern aus.
Der DGB-Sachsen und die evangelische Landeskirche planen an diesem Tag ebenfalls 
Veranstaltungen. Etwa 2.000 Menschen sollen darüber hinaus zur Veranstaltung "Dresden 
- kein Ort für die Verdrehung der Geschichte" kommen. Für den Vortag hat eine 
Privatperson eine Versammlung unter dem Motto "Gegen die Kriminalisierung von 
Antifaschistinnen!" mit 500 Teilnehmern angemeldet.
Dem geplanten Aufmarsch der rechten JLO am 13. Februar steht unter anderem eine 
Veranstaltung der Dresdner Grünen entgegen. Für die von der Arbeitsgemeinschaft 
geplante Menschenkette rund um die Altstadt mit etwa 8.000 Teilnehmer liegt ebenfalls 
eine Anmeldung vor.
Welche Demonstrationen und Aufzüge im Februar tatsächlich stattfinden, lässt sich nur 
schwer voraussagen. In den vergangenen Jahren wurden insbesondere vom rechten 
Lager mehrere Versammlungen im Voraus angemeldet, aber nur ein Teil davon fand 
tatsächlich statt. Damit reagierten die Rechten auf Gegenveranstaltungen.
Im vergangenen Februar war es in Dresden zu gewalttätigen Ausschreitungen zwischen 
Linksextremen, Polizei und Neonazis gekommen. Um die Gewalttäter zu ermitteln, 
sammelte die Polizei massenhaft Handydaten und sorgte damit in ganz Deutschland für 
Aufsehen. Durch eine Razzia der sächsischen Polizei bei einem Jugendpfarrer aus Jena 
wurde sogar das Verhältnis zwischen Sachsen und Thüringen zwischenzeitlich belastet.
In dem Antwortschreiben des Innenministeriums auf die Landtagsanfrage der Grünen 
nimmt Innenminister Markus Ulbig (CDU) auch Stellung zu den Gegendemonstrationen in 
Sicht- und Hörweite der Neonazis. Durch das Grundrecht auf Versammlungsfreiheit seien 



auch Gegendemonstrationen geschützt, die "durch eine möglichst große Nähe zur 
Ausgangsveranstaltung einen Beachtungserfolg" erzielen wollen. Der Grünen-Politiker 
Lichdi begrüßt dies. "Herr Ulbig bekennt sich endlich zum Grundrecht auf 
Gegendemonstrationen. Das ist ein erster wichtiger Schritt in die richtige Richtung", sagte 
er der Nachrichtenagentur dapd.
Unzufrieden ist Lichdi hingegen damit, dass sich Ulbig nach seiner Einschätzung nicht klar 
genug zu den Protesten in Hör- und Sichtweite bekennt. Offensichtlich halte sich der 
Innenminister "ein Hintertürchen offen", damit die Demonstration doch noch unterbunden 
werde, sagte er. (dapd)

http://www.freiepresse.de/NACHRICHTEN/SACHSEN/Neonazis-und-
Gegendemonstranten-planen-Veranstaltungen-in-Dresden-artikel7867904.php
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Rädelsführer wider Willen: Ramelow nennt Vorgang absurd

Für Bodo Ramelow ist der Vorgang einfach absurd: Er soll Rädelsführer gewesen sein bei 
jener Gegendemonstration vor beinahe einem Jahr in Dresden. 
Erfurt/Dresden. Vorgeworfen wird ihm, dass er auf jener Strecke gestanden habe, die die 
Neonazis für ihren Aufmarsch vorgesehen hatten. Dabei seien er und die anderen 
Demonstranten nie zum Weggehen aufgefordert worden, so Ramelow im Gespräch mit 
unserer Zeitung. 

Gesicht zeigen: Das ist eine gute Forderung, die jetzt auch von der Landesregierung 
erhoben wird. Ramelow aber wird genau dafür ein Verfahren an den Hals gehängt, weil er 
im Februar 2011 in Dresden friedlich demonstriert hatte - gegen den Aufmarsch der 
Rechtsextremen, die mit ihren Parolen das Leid der Opfer der alliierten Bombennacht 
vereinnahmen und verunglimpfen wollen. "Wir haben in Dresden gegen den braunen 
Ungeist demonstriert - und nun dreht deswegen die Staatsanwaltschaft dort am Rad. Mir 
wird vorgeworfen, ich hätte durch mein Verhalten dafür gesorgt, dass Zehntausende 
Demonstranten kamen. Das ist zuviel der Ehre", so Ramelow ironisch. Vorgeworfen 
werden ihm auch, "auf einer Stelle gestanden zu haben, auf der die Braunen marschieren 
wollten. Meinetwegen hätten sie das dann nicht gekonnt". Das sei "blödsinnig". Dazu hätte 
die Staatsanwaltschaft nur die Ermittlungsakten genau lesen müssen, so Ramelow: "Da 
steht auch, dass wir nie aufgefordert wurden, von diesem Ort wegzugehen. Und 
außerdem hatte ich keine Ahnung, wo die Nazis marschieren wollten." Klar sei: "Wir haben 
nicht auf der von den Nazis beantragten Strecke gestanden. Und was die Behörden 
letztendlich als Strecke genehmigt hatten: Woher sollte ich das wissen?" Aus seiner 
Ermittlungsakte gehe auch hervor, dass er "zwischen Polizei und Anmeldern der 
Gegendemonstration vermittelt" habe. "Das gab der Einsatzleiter zu Protokoll. Und aus 
dieser Zusammenarbeit schlussfolgert die Staatsanwaltschaft einen Beleg meiner 
vermeintlichen Rädelsführerschaft. Das ist absurd", so Ramelow. Und diese Absurdität 
setze sich beim Vorgehen gegen den Jenaer Pfarrer Lothar König fort. 
Enttäuscht ist Ramelow über einen Aspekt der Ermittlungen, der mit seinen Kollegen im 
Landtag zu tun hat: "Mir wurde ja sehr spektakulär die Immunität genommen - und das 
leider auch mit Stimmen der SPD". Ramelow fand das insofern "sehr verwunderlich, als 
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mir Solidarität von vielen SPD-Abgeordneten übermittelt worden war". Wie es mit seinem 
Fall weitergeht, ist derzeit unklar. Klar ist nur, dass schon bald der Jahrestag in Dresden 
ist. Das Bündnis Dresden-Nazifrei ruft wieder zu Blockaden gegen den Naziaufmarsch auf. 
Und am letzten Januarwochenende gibt es in Dresden ein internationalen Kongress zum 
zivilen Ungehorsam, bei dem Ramelow als Teilnehmer der Podiumsdiskussion zum Thema 
"Legitime Aktionen versus illegitime Repression" aufgeführt wird. 

http://www.tlz.de/startseite/detail/-/specific/Raedelsfuehrer-wider-Willen-Ramelow-nennt-
Vorgang-absurd-593666817
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